
Die große Koalition plant Ein-
schnitte bei den Beamtinnen
und Beamten des Bundes –
und beschert damit den eige-
nen Innenpolitikern große
Probleme. Statt Reformbe-
reitschaft werde Ablehnung
provoziert, warnt der DGB.
Gleichzeitig zerstöre die Föde-
ralismusreform das bundes-
einheitliche Dienstrecht.

Es hört sich nüchtern an und ist
hochbrisant: Die Koalitionsvereinba-
rungen von CDU/CSU und SPD sehen
vor, die Gesamtausgaben der Verwal-
tung des Bundes um eine Milliarde
Euro zu senken. Schnell wurde deut-
lich, dass dies vor allem zu Lasten der
Beschäftigten geht: Das Weihnachts-
geld soll erneut gekürzt, die Arbeits-
zeit erneut verlängert und weiteres
Personal abgebaut werden. Was folg-
te, waren Bestätigungen und Demen-
tis und eine öffentliche Debatte, mit
der kaum jemand gerechnet hatte. Die
Innenpolitiker beider Fraktionen er-
klärten, es sei noch nichts beschlos-
sen. Die Bundeskanzlerin hingegen
stellte klar, die Sparvorgaben durch-
zusetzen, sei die „erste Bewährungs-
probe“ der großen Koalition.

Der öffentliche Dienst gleicht der-
zeit einem Scherbenhaufen: Die an-
gekündigte Föderalismusreform wird
zur Zersplitterung des Dienstrechts
in Bund und Ländern führen. Die ge-
planten Kürzungen lösen bei den Be-
troffenen Entsetzen aus und führen
zu Frust und Resignation. Wenn es
noch eine Bereitschaft zur Moderni-
sierung gab, ist sie spätestens jetzt
dahin. Entgegen allen Ankündigun-
gen ist auch diese Reform ein Spar-

paket. Besonders ärgerlich: Die Poli-
tik erweckt den Eindruck, die Bundes-
beamtinnen und -beamten seien
bisher ungeschoren davongekommen
und erhielten mehr als ihre Kollegin-
nen und Kollegen in den Ländern.
Das ist falsch und irreführend.

Im Bund wurde im vergangenen
Jahr das Weihnachtsgeld um mehr
als ein Viertel gekürzt, das Urlaubs-
geld gestrichen und die Arbeitszeit
auf 40 Stunden heraufgesetzt. Dieser
– unfreiwillige – Sparbeitrag der Bun-
desbeamtinnen und -beamten wird
nicht anerkannt. Die Öffentlichkeit re-
agiert mit Sozialneid.

Vor dem neuen Bundesinnenmi-
nister Wolfgang Schäuble stehen nun
schwere Aufgaben. Er muss trotz der
verabredeten Sparbeträge eine Be-
amtenpolitik gestalten, die von den
Beamtinnen und Beamten nachvoll-
zogen werden kann. Wichtig wird
deshalb sein, die Zumutungen nach
sozialen Kriterien und nach Leistungs-
fähigkeit zu differenzieren. Wir brau-
chen aber auch eine Beamtenpolitik,
die gewerkschaftliche Vorschläge auf-
greift und schon lange vorhandene
Missstände beseitigt. Der DGB ist
zur konstruktiven Zusammenarbeit
bereit. Er wird seine Vorschläge ein-
bringen, seine Kritik vortragen und
– wenn nötig – Protest organisieren.

Ingrid Sehrbrock 
Mitglied des Geschäftsführenden 
DGB-Bundesvorstands
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Koalitionsvereinbarung aus beamtenpolitischer Sicht

„Politik schürt Frust“

Bundespolizei: Neue
Heilfürsorgevorschriften

Höhere Zuzahlungen

Beamtinnen und Beamte der
Bundespolizei müssen ab 2006 mit
höheren Gesundheitskosten rech-
nen. Wie bei der Beihilfe werden
die Leistungen gekürzt, wenn vor-
aussichtlich am 1. Januar 2006 die
neue Heilfürsorgevorschrift in Kraft
tritt. In Beteiligungsgesprächen zur
Änderung der Vorschriften setzte
der DGB sich dafür ein, dass diese
in einem vertretbaren Rahmen
bleiben.

Die neue Heilfürsorgevorschrift
sieht vor, dass beim Zahnersatz
die Kosten der Labor- und Mate-
rialkosten in Höhe des beihilfe-
fähigen Satzes übernommen wer-
den. Dies bedeutet zurzeit, dass
die Kosten nur noch zu 40 Pro-
zent übernommen werden. Mit
dieser Regelung erfolgt eine An-
passung an die Kürzungen der Bei-
hilfe. Der DGB schlug stattdessen
eine Festbetragsregelung vor.

Damit Bundespolizistinnen und
-polizisten eine private Zusatz-
krankenversicherung abschließen
können, wird die Regelung zum
Zahnersatz erst zum 1. September
2006 in Kraft treten. Für Dienst-
anfängerInnen gilt die Kürzung
bereits ab dem 1. Januar.

Bei einem Krankenhausaufent-
halt kommt auf die Beschäftigten
ein Eigenanteil in Höhe von 14,50
Euro pro Tag zu, wenn Sie ein
Zwei-Bett-Zimmer wünschen.

Ungleiche Arbeitszeit
Zugewiesene Beamtinnen und

Beamte in Post- und Telekom-Unter-
nehmen sollen länger arbeiten. Der
Telekom-Vorstand will dies verfü-
gen, wenn „besondere Bedürfnisse
bestehen“. ver.di und DGB verlang-
ten, dass dafür Kriterien benannt
werden. Die Arbeitgeber lehnten
das als Eingriff in das Direktions-
recht ab. ver.di sieht zudem die zu-
gewiesenen gegenüber den übrigen
Beamtinnen und Beamten bei Post
und Telekom benachteiligt, weil de-
ren Arbeitszeit nicht verlängert wer-
den soll. Für Telekom-Beamtinnen
und -Beamte gelte eine Wochenar-
beitszeit von 34 Stunden, bei der
Post sind es 38,5 Stunden.

Mehr Altersteilzeit 
Immer mehr Beschäftigte im

öffentlichen Dienst nutzen Alters-
teilzeit. Laut Statistischem Bun-
desamt waren es Mitte vergan-
genen Jahres 16 Prozent mehr
als Mitte 2003. Beim Bund be-
trug die Altersteilzeitquote 39
Prozent, bei den Ländern 24 und
bei den Gemeinden 27 Prozent.
Der DGB interpretiert die Zahlen
als Zeichen dafür, dass Altersteil-
zeit zur Vermeidung von Frühpen-
sionierungen beiträgt. Trotz des
positiven Effekts solle jedoch die
Altersteilzeit auf Bundesebene
fast völlig abgeschafft werden.
Im März ist intern die Weisung
erteilt worden, dass für die 55-
bis 59-jährigen Beamtinnen und
Beamten die Altersteilzeit ab dem
1. Januar 2006 grundsätzlich nicht
mehr bewilligt werden soll.

Diese Ausgabe enthält eine
Sonderveröffentlichung zum dies-
jährigen 8. Schöneberger Forum
des DGB.
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Kürzungen für Bundesbeamtinnen
und -beamte sind zwar angekündigt,
im Koalitionsvertrag von CDU/CSU
und SPD jedoch nicht beschrieben.
Darin ist lediglich festgelegt, dass
„die öffentliche Verwaltung den ihr
möglichen Solidarbeitrag“ zu den
Haushaltseinsparungen leistet. „Die
Gesamtausgaben von 15 Milliarden
Euro werden um eine Milliarde Euro
jährlich reduziert“, steht im Vertrag.

Um die Sparvorgaben zu errei-
chen, gibt es laut Finanzminister
Peer Steinbrück (SPD) „verschiedene
Optionen“. Eine ist der Abbau von
8.000 Beamtenstellen. Diskutiert
wird aber auch darüber, das Weih-
nachtsgeld der Bundesbeamtinnen
und -beamten zu kürzen. Zudem
will die neue Bundesregierung
deren Wochenarbeitszeit anheben.
„Diese Rezepte haben sich schon in
der Vergangenheit als nicht tauglich
erwiesen, um die Staatsfinanzen zu
sanieren“, kritisierte der GEW-Vor-
sitzende Ulrich Thöne. Einschnitte
bei der Sonderzahlung bedeuten
ver.di zufolge „drastische Einkom-
mensminderungen“. Zudem befürch-
tet die Gewerkschaft, dass durch
eine längere Wochenarbeitszeit tau-
sende Arbeitsplätze entfallen. ver.di
will noch vor Weihnachten zu Perso-
nalversammlungen in den Bundes-
behörden aufrufen, um dagegen zu
protestieren.

Innenminister Wolfgang Schäuble
(CDU) betonte ebenso wie SPD-Ge-
neralsekretär Hubertus Heil, es sei

noch nichts entschieden. Der innen-
politische Sprecher der SPD-Fraktion,
Dieter Wiefelspütz (SPD), merkte an,
dass die erbrachten Vorleistungen
der Beamtinnen und Beamten be-
rücksichtigt werden müssten.

Der Grünen-Vorsitzende Reinhard
Bütikofer und FDP-Chef Guido Wes-
terwelle kritisieren eine undifferen-
zierte Kürzung. Westerwelle zufolge
muss vermieden werden, dass Beam-

tinnen und Beamte im einfachen und
mittleren Polizeidienst eine Kürzung
ihrer Bezüge von bis zu 4,8 Prozent
hinnehmen müssten.

Nach Berechnung des DGB sum-
mieren sich die Sparmaßnahmen bei
den Beamtinnen und Beamten in-
zwischen auf 4,5 Prozent eines Jah-
reseinkommens. DGB-Bundesvor-
standsmitglied Ingrid Sehrbrock will
sich im Beteiligungsverfahren für

einen Kompromiss ein-
setzen, warnt jedoch:
„Wenn Einschnitte
trotz unseres Wider-
standes erfolgen, ha-
ben wir keine Alterna-
tive. Dann werden wir
für die Beamtinnen
und Beamten ein ech-
tes Verhandlungsrecht
inklusive Streikrecht
als letzte Option ein-
fordern.“     

Ausdrücklich
äußert sich der Koa-
litionsvertrag zur Re-
form der bundesstaat-
lichen Ordnung (Föde-
ralismusreform): Das
Beamtenrecht soll
„auf der Basis der
Vorschläge der Föde-
ralismuskommission
weiterentwickelt wer-
den“. Aus Sicht des
GdP-Vorsitzenden
Konrad Freiberg hat
die Koalition damit

„die Weichen für Bürokratieaufbau
und die Rückkehr in die Kleinstaate-
rei gestellt“. Zukünftig würden unter
anderem 17 Besoldungsrunden not-
wendig.

Die Koalition spricht sich des Wei-
teren für einen modernen öffentlichen
Dienst aus. Sie will „flexiblen Perso-
naleinsatz fördern und ein Besol-
dungsrecht schaffen, mit dem indivi-
duelle Leistung besser gewürdigt
werden kann, ohne dass aufwändige
Bürokratie entsteht“. Das zwischen
dem früheren Innenminister Otto
Schily (SPD), ver.di und dem Beam-
tenbund vereinbarte Eckpunktepa-
pier „Neue Wege im öffentlichen
Dienst“ und der Entwurf des Gesetzes
zur Dienstrechtsreform sollen in die
Überlegungen einfließen. TRANSNET
mahnt benachteiligungsfreie Verfah-
ren bei der Leistungsbewertung an.

Zur Beamtenversorgung erklären
die Koalitionspartner, dass „Maß-
nahmen in der gesetzlichen Renten-
versicherung“ wirkungsgleich in das
Versorgungsrecht der Beamtinnen
und Beamten übertragen werden
sollen. Die unterschiedlichen Syste-
me sollen berücksichtigt werden.
Der DGB hatte zuletzt bei der Über-
tragung der Gesundheitsreform auf
die Beamtinnen und Beamten dar-
auf hingewiesen, dass Änderungen
in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung nicht unverändert auf die über-
wiegend privaten Versicherungssys-
teme der Beamtinnen und Beamten
übertragen werden können.
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; Die Sonderzuwendung soll ab
dem kommenden Jahr halbiert
werden. Das Weihnachtsgeld der
Bundesbeamtinnen und -beam-
ten soll von 60 auf 30 Prozent

eines Monatsgehalts sinken,
das der Pensionärinnen und
Pensionäre von 50 auf 25.

; CDU/CSU und SPD haben sich
in ihren Koalitionsverhandlungen

darauf geeinigt, die Arbeitszeit
der Bundesbeamtinnen und -be-
amten von 40 auf 41 Wochen-
stunden anzuheben.

; Mit der Umsetzung der Föderalis-
musreform würde die Gesetzge-
bungskompetenz für Besoldung

und Versorgung der Beamtinnen
und Beamten vom Bund an die
Länder übergehen. Sie könnten
dann die Höhe der Einkommen
und die Versorgung ihrer Beam-
tinnen und Beamten selbst
regeln.

Vorgaben im Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung

Beamte müssen eine Milliarde Euro sparen

Hintergrund

Gebietskörperschaften Durchschnittliche Wochenarbeits-
zeit der Beamtinnen und Beamte

Baden-Württemberg

Bayern

Berlin

Brandenburg

Bremen

Hamburg

Hessen

Mecklenburg-Vorpommern

Niedersachsen

Nordrhein-Westfalen

Rheinland-Pfalz

Saarland

Sachsen

Sachsen-Anhalt

Schleswig-Holstein

Thüringen

Gemeinden

40 (seit 1.10.2004)

41 (seit 1.9.2003)

40 – 42* (seit 1.9.2004)

40 (seit 1.8.2003); nach erst Anfang
Januar 2003 erfolgter Erhöhung von 
40 auf 42 Stunden

40

40

40

40 – 42* (seit 1.1.2004)

40

40

39 – 41** (seit 1.1.2004)

40

40

40

40

40 (geplant: 41 ab 1.8.2006)

42, außer Beamtinnen und Beamte mit
Kindern (seit 1.8.2005)

39 – 42***

Bund

* Bayern und Hessen sehen folgende Staffelung vor: bis zur Vollendung
des 50. Lebensjahres: 42 Stunden, ab Beginn des 51. bis zur Voll-
endung des 60. Lebensjahres: 41 Stunden, ab Beginn des 61. Lebens-
jahres: 40 Stunden

** Nordrhein-Westfalen: mit Vollendung des 60. Lebensjahres oder 
bei einem Grad der Schwerbehinderung von mindestens 80 Prozent:
39 Stunden, mit Vollendung des 55. Lebensjahres: 40 Stunden, im
Übrigen: 41 Stunden

*** Die Arbeitszeit der Beamtinnen und Beamten entspricht der jeweiligen
Landesregelung.

Sparvorhaben der großen Koalition
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Tarifvereinbarungen ent-
lohnt werden, sondern
nur noch Alimente ent-
sprechend der Haus-

haltslage des Freistaates erhalten.
Dies erinnert eher an absolutistische
Rechtssätze des ausklingenden Mit-
telalters als an Rechtsstaat und De-
mokratie.

Welche Folgen befürchten
Sie, wenn die Landesregierung
auch die Kompetenz für Besol-
dung und Versorgung erhält?  

In den 70er Jahren wurde das
bundesweit einheitliche Dienstrecht
der Beamtinnen und Beamten ein-
geführt, um den Konkurrenzkampf
der Länder untereinander um gute
und qualifizierte Beamtinnen und
Beamte zu unterbinden. Dieser Kon-
kurrenzkampf wird wieder kommen,
und Thüringen wird höchstwahr-
scheinlich nicht zu den Ländern
gehören, die die höheren Gehälter
zahlen und attraktivere Arbeitsbe-
dingungen anbieten.

Berlin | 7. Dezember 2005
Ausgabe | 12 | 2005 || 12. Jg. www.beamten-informationen.de

DGB-Abteilungsleiterin Silke Bemmann zur Behördenstrukturreform in Thüringen

„Beamte sind abgekoppelt“

Das Konzept zur Behörden-
strukturrefom sieht einen Ab-
bau von 7.400 Stellen vor. Wie
würde die Zukunft des öffent-
lichen Dienstes in Thüringen
dann aussehen?

Ziel der Behördenstrukturreform
ist es, so schreibt es die Landesre-
gierung, Personalkosten in erhebli-
chem Umfang, nämlich 37,4 Millio-
nen Euro jährlich, einzusparen. Das
vorliegende Konzept ist unseres Er-
achtens oftmals undurchdacht und
wenig effektiv. In weiten Teilen ge-
fährden die geplanten Maßnahmen
die Funktionsfähigkeit der betroffe-
nen Bereiche.

Die Gewerkschaften spre-
chen von einer „Kürzungsorgie“.
Wie sehen Ihre Vorschläge aus?

Verwaltungsmodernisierung muss
zunächst eine umfassende Aufgaben-
kritik zur Grundlage haben. In einem
nächsten Schritt ist zu überprüfen, ob
für die geänderte Aufgabenwahrneh-
mung das Personal entsprechend
qualifiziert ist. Es ist davon auszu-
gehen, dass umfassende Qualifizie-
rungsmaßnahmen erforderlich sein
werden.

Die Beamtinnen und Beam-
ten sollen länger arbeiten und
weniger Weihnachtsgeld bekom-
men. Wie kann der Gleichklang

zwischen Tarif und Besoldung
noch gewahrt bleibt?

Die Anlehnung der Besoldung
der Beamtinnen und Beamten an
den Tarif des öffentlichen Dienstes
wurde faktisch in den letzten zwei
Jahren aufgehoben durch die Ver-
längerung der Arbeitszeit sowie die
Streichung des Urlaubsgeldes und
die drastische Reduzierung des Weih-
nachtsgeldes. Mit der Abkoppelung
der Beamtenbesoldung von den
Tarifverträgen der Angestellten und
ArbeiterInnen hat die Landesregie-
rung einen neuen materiellen Status
geschaffen: Beamtinnen und Beamte
sollen nicht mehr entsprechend den

Die Behördenstrukturreform in Thüringen soll jährlich Personalkosten von 37,4 Millionen Euro einsparen. Der DGB
Thüringen hält weite Teile des öffentlichen Dienstes dann nicht mehr für funktionsfähig. Silke Bemmann, Abtei-
lungsleiterin öffentlicher Dienst, befürchtet, dass sich die Bezahlung zukünftig nach der Haushaltslage richtet.
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Gesundheitsgefährdende
Emissionen von Kopierern,
Laserdruckern und -faxgeräten

Trockene Raumluft: Der Betrieb
dieser Geräte, gegebenenfalls sogar
gemeinsam mit anderen Geräten,
kann dazu führen, dass trocken-
warme Luft im Raum entsteht, die
zusätzlich zu anderen Belastungen
die Augenbindehaut und die Nasen-,
Mund- und Rachenschleimhaut reizt.
Ozon: Durch das in den Geräten
produzierte UV-Licht und durch Ent-
ladungen im Gerät kann es zur
Ozon-Emission kommen, die sich in
der Regel auch durch Ozongeruch
bemerkbar macht.

Das Gas kann eine sehr starke
Schleimhautreizung und Asthma-
anfälle hervorrufen. Kommt es zu
einem erhöhten Ozonausstoß, muss
das Gerät dringend gewartet wer-
den.
Papierstaub: Die durch den Trans-
port und die Erwärmung des Papiers
entstehenden und freigesetzten Pa-
pierstäube können die Atemwege
ebenfalls belasten.
Tonerstaub und -ausdünstun-
gen: Die weitaus größte Gesund-
heitsgefährdung verursacht austre-
tender Tonerstaub. Der feine Staub
kann sich in der Lunge ablagern, die
Schleimhäute reizen und zu Husten
bis hin zu chronischen Erkrankungen
der Atemwege führen. Zudem kann
der Toner Schadstoffe wie Styrol,
Phenol und Benzol ausdünsten.
Diese Stoffe können krebserregend
sein. Benzol beispielsweise kann
Leukämie hervorrufen.

Der Toner enthält überdies Schwer-
metalle (z.B. Nickel), die bei Haut-
kontakt eine allergische Reaktion
hervorrufen können. Sie werden
ebenfalls mit dem Tonerstaub einge-
atmet.

Die gesundheitsbeeinträchtigen-
den Ausdünstungen und der Staub
können sich durch recht alltägliche
Leiden bemerkbar machen. Beim Ge-
brauch von Laserdruckern und Kopie-
rern kann es zu Kopfschmerzen oder
„Erkältungserscheinungen“ bzw.
heuschnupfenähnlichen Symptomen
kommen.

Betroffene berichten, dass sich
diese Beschwerden gelegt haben,
wenn die entsprechenden Geräte
beispielsweise durch Tintenstrahl-
drucker ausgetauscht oder aus dem
Büro entfernt wurden.

Die allergieähnlichen Beschwer-
den können nicht nur bei Dauerkon-
takt mit dem Gerät, sondern auch
bereits nach einmaligem Kontakt
auftreten. Zwar kann auch bei Nor-
malbetrieb nicht ausgeschlossen
werden, dass geringe Mengen ge-
sundheitsschädlicher Stoffe freige-
setzt werden. Vor allem aber wenn
Störungen auftreten und das Gerät
geöffnet werden muss, ist die Belas-
tung besonders stark. Die Feinstäube
lagern sich im Gerät ab und werden
beim Öffnen in erhöhtem Maße
freigesetzt.

Fast in jedem Büro werden Ko-
pierer, Faxgeräte und Laserdrucker
wegen ihrer erhöhten Leistungsfähig-
keit gegenüber Tintenstrahlgeräten
eingesetzt und die Atemluft in den
Büros mit deren Emissionen belastet.

Folgende Vorsichtsmaßnahmen
tragen dazu bei, die gesundheitli-
chen Risiken zu minimieren:

Vorsichtsmaßnahmen im
Umgang mit Kopierern,
Druckern und Faxgeräten

1. Der Kopierer sollte weder in
einem Sozialraum, in dem ge-
gessen und getrunken wird, noch
in einem Raum aufgestellt wer-
den, in dem gleichzeitig Dauer-
arbeitsplätze eingerichtet sind.

2. Die Abluft des Kopierers, Laser-
druckers oder Faxgerätes ist 
von den MitarbeiterInnen fern
zu halten. Der Abzug der Schad-
stoffe und eine regelmäßige Be-
lüftung müssen gewährleistet
sein.

3. Beim Wechseln der Tonerkassette
bzw. beim Öffnen des Gerätes
sollten Handschuhe sowie eine
Atemmaske getragen werden.

4. Nach dem Öffnen des Gerätes
oder dem Tonerwechsel sollte
die Umgebung mit einem feuch-
ten Tuch gereinigt werden.

5. Sollte Toner auf die Haut gelan-
gen, sollte er mit kaltem Wasser
und Seife abgewaschen werden.
Bei warmem Wasser verklebt

Berlin | 7. Dezember 2005
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Arbeitsschutz spezial

Kopieren kann krank machen

Kopierer sind bei der Büroarbeit fast unentbehrlich geworden, doch sie tragen nicht nur zur Arbeitserleichterung
bei. Ein hartnäckiger Papierstau, das zur Neige gehende Tonerpulver oder die zu Ende gehende Tonerflüssigkeit –
Probleme, die genau in dem Moment auftreten, wo alles ganz schnell gehen muss. In solchen Situationen werden
die häufigsten Fehler im Umgang mit dem Kopierer gemacht, wird die Gesundheit am meisten gefährdet. Aber
auch bei ungestörtem Normalbetrieb birgt die Verwendung von Kopierern, Laserdruckern und -faxen teilweise
erhebliche Gesundheitsgefahren in sich.

das Tonerpulver. Lösungsmittel
sollten nicht verwendet werden.

6. Ist Toner in die Augen gelangt,
sollten sie mindestens zehn Mi-
nuten mit Wasser gespült und
gegebenenfalls der Arzt aufge-
sucht werden.

7. Ist Toner in den Mund gelangt,
sollte dieser mit großen Men-
gen Wasser ausgespült werden.
Bei Übelkeit sollte der Arzt auf-
gesucht werden.

8. Wurde Tonerstaub in größeren
Mengen eingeatmet, so sollte
zunächst frische Luft im Freien
eingeatmet und bei Atembe-
schwerden der Arzt aufgesucht
werden.

9. Wenn Flüssigtoner auf die Klei-
dung gelangt ist, sollte sie ge-
wechselt werden.

10. Beim Kopieren sollte immer der
Deckel geschlossen gehalten
werden, da andernfalls unnötig
viel Toner verbraucht und frei-
gesetzt wird.

11. Nach Kopier- oder Ablagearbei-
ten sollten die Hände gründlich
mit kaltem Wasser und Seife
gewaschen werden.

12. Das Umblättern mit angefeuch-
teten Fingern sollte vermieden
werden.

13. Lasergeräte sollten nicht stän-
dig in Betrieb sein, sondern erst
angeschaltet werden, wenn sie
auch benötigt werden.

Weiterführende Informationen
sind unter folgenden Links zu
finden:

www.krank-durch-toner.de

www.gesundheitswirtschaft.info/content/
view/726/51/

www.br-online.de/umwelt-gesundheit/
thema/feinstaub/innenraeume.xml

www.umweltfibel.de/frameset/
frem_index.htm

www.lga.de/de/aktuelles/veroeffentlichun-
gen_emissionen_laserdrucker.shtml

http://lga-online.de/de/aktuelles/
veroeffentlichungen_emissionen_laser-
drucker.shtml?print

Ausführliche Informationen über Arbeits-
schutzmaßnahmen im Umgang mit Druck-
geräten unter:
www.beamten-informationen.de/service

Foto: H. Appelbaum
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Eine von der Landesregierung
eingesetzte Expertenkommission
hat drei Varianten zur Reform der
sächsischen Verwaltung aufgezeigt.
Ein Vorschlag sieht vor, den Rest-
bestand staatlicher Verwaltung bei
den Regierungspräsidien (RP) zu
bündeln. Sonderbehörden mit Aus-
nahme von Schule, Hochschule, Po-
lizei, Steuerverwaltung und Justiz
würden weitgehend in die RP inte-
griert. Zu Landkreisen und kreis-
freien Städten würden nur verein-
zelt Aufgaben verlagert.

Bei der zweiten Variante sollen
kommunalisierbare Aufgaben der
Sonderbehörden und der RP auf die
Landkreise und kreisfreien Städte
übergehen, der Restbestand staat-
licher Verwaltung würde bei den
umstrukturierten RP bleiben. Aus-
genommen sind Schule, Hochschule,
Polizei, Steuerverwaltung und Justiz.
Die Kommission hält es für mög-
lich, staatliche Aufgaben in einer
Größenordnung von 3.000 bis
5.000 Stellen zu kommunalisieren.

Im dritten Fall würden die RP

und fast alle Sonderbehörden weg-
fallen. Deren Aufgaben müssten auf
Landkreise, kreisfreie Städte und
Ministerien aufgeteilt werden.

Innenminister Thomas de Maizière
(CDU), der inzwischen nach Berlin
gewechselt ist, wollte die Verwal-
tung angesichts sinkender Einnah-
men und Einwohnerzahlen auf neue
Grundlagen stellen. Es ist davon
auszugehen, dass der neue Innen-
minister Albrecht Buttolo (CDU) die-
sen Ansatz weiterverfolgt.

Der DGB will sich zu den Vor-
schlägen äußern, wenn die Kommis-
sion eine weitere Ausarbeitung vor-
gelegt hat. ver.di sieht die Pläne kri-
tisch, da mit der Reform Ämter ge-
schlossen werden könnten. Die GdP
wertet es positiv, dass Leistungs-
standards bei der Polizei eingeführt
werden sollen. Es sei beispielhaft,
dass eine Aufgabenkritik vor einer
Organisationsreform erfolgen solle.

Der Kommissonsbericht im
Internet: www.smi.sachsen.de

Die GEW Mecklenburg-Vorpom-
mern fordert, dass Bildungspolitik,
Schulaufsicht und Schulleiter die
„Lehrergesundheit“ zum Thema
machen. „Wir wollen eine ‘Gesunde
Schule’ mit einer aktiven betrieblichen
Gesundheitsförderung“, betont die
Landesvorsitzende Annett Lindner.
Sie sieht „dringenden Handlungsbe-
darf“ für die Landesregierung: Laut
einer Studie sind in Mecklenburg-
Vorpommern 65 Prozent der Lehrer-
Innen in ihrer körperlichen und psy-
chischen Belastbarkeit erheblich ein-
geschränkt, ein Großteil glaubt nicht,
bis zum Ruhestandsalter unterrichten
zu können. Obwohl gesetzlich vorge-

schrieben, würden Lehrkräfte nicht
von Betriebsärzten betreut, sagt
Lindner. Der Aufbau eines „Netz-
werks zur Lehrergesundheit“ muss
ihrer Meinung nach besser werden.
Sie kritisiert, dass LehrerInnen für
die geplante Ausbildung zu „Schul-
entwicklungsberaterInnen für Leh-
rergesundheit“ einen Großteil ihrer
Freizeit aufbringen müssten und kei-
nen Zeitausgleich erhielten. Ein Netz-
werk-Projekt auf Kosten der „gebeu-
telten“ Lehrerschaft führe sich selbst
ad absurdum, erklärte Lindner. Bei
dem Projekt sollen Lehrkräfte als
Multiplikatoren für Gesundheit aus-
gebildet werden.

Berlin | 7. Dezember 2005
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Neue Verwaltungsstrukturen für Sachsen

Reformideen liegen vor

GEW will Krankheitsvorbeugung ausbauen

„Mehr für Lehrer tun“
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Unter Tage ist er lange nicht mehr
gewesen. Andreas Sikorski hat sich
als Bergbauingenieur nach oben ge-
arbeitet. Der Steiger wechselte 1988
aus dem Steinkohlebergbau in den
öffentlichen Dienst zur Bergaufsicht.
Von seiner neuen Warte aus war der
Beamte zehn Jahre für den Abbau
unter Tage und den Umweltschutz
zuständig. Seit 2000 arbeitet er beim
Landesoberbergamt, der heutigen
Bezirksregierung Arnsberg. Jeder
Schritt, den der Unternehmer kilo-
metertief unter der Erde tue, müsse
hier beantragt und genehmigt wer-
den, berichtet der 45-Jährige.

Die Behörde hat für den Schutz
der Menschen und der Umwelt beim
Rohstoffabbau zu sorgen. „Beim Ar-
beitsschutz haben wir einiges in Gang
gesetzt, um die Gefahren für die
Beschäftigten zu reduzieren“, sagt
Sikorski. Ihr Wissen geben die Mitar-
beiterInnen auch weiter. Sie beraten
Betriebe und Behörden in Osteuro-
pa. Für die Kumpel sind Grubengas,
Stein- und Kohlenfall eine oft tödli-

che Gefahr – aber
auch das Grund-
wasser. Überall wo
sich der Mensch
im Untergrund be-
wege, lauere „der
Feind des Berg-

manns“, sagt Sikorski. Mit diesem
„Feind“ hatte auch er es zu tun. Als
Dezernatsleiter für Wasserwirtschaft
musste er sehen, wie der Unterneh-
mer das Grundwasser aus dem Ab-
baugebiet wegbekam.

Mit anderen Gegnern sah sich
Sikorski in den vergangenen vier Jah-
ren konfrontiert. Er leitete Planfest-
stellungsverfahren und Erörterungs-
termine zum Steinkohleabbau bis
2019, die „erheblichen Widerstand
der Anwohner“. Diese nervenaufrei-
bende Aufgabe vermisst der Gelsen-
kirchener nicht, seit er vor einem Jahr
das Dezernat für Arbeits-, Gesund-
heitsschutz und Schulwesen und die
Aufsicht über acht berufliche Schu-
len übernahm – wohl aber den Ab-
bau unter Tage. „Das war sicher die

schönste Zeit“, meint der Hauptde-
zernent. „Ich bin vom Herzen her
Ingenieur“, sagt er. „Die Arbeit ist
hochspannend“, schwärmt der drei-
fache Vater, der sich vom öffentlichen
Dienst mehr Sicherheit für die Familie
versprach. Sikorski erzählt von einem
Praktikum in der Privatwirtschaft und
einem Projekt zur Erdölförderung in
Grönland. Jetzt mache ein Wechsel
in die Wirtschaft aber keinen Sinn
mehr. Wer sollte für seine Altersver-
sorgung aufkommen? Außerdem
geht der Bergbau zurück, das wirkt
sich auch in der Behörde aus. Dienst-
stellen werden abgebaut und Auf-
gaben zusammengelegt.

Für den Bergbau setzt sich Sikorski
auch gewerkschaftlich ein. Die IG
BCE habe er aus Solidarität mit den
ArbeitnehmerInnen im Bergbau ge-
wählt, sagt der Beamte. Er leitet die
Bundesberufsgruppe Bergaufsicht
und vertritt die Beschäftigten im Per-
sonalrat und als Vorsitzender des
Hauptpersonalrats beim nordrhein-
westfälischen Wirtschaftsministerium.
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Angerissen

Internetverzeichnis

Beamter der Bergaufsicht im Porträt

Im Dienst der Kumpel
Die rheinland-pfälzische Poli-

zei wird 2006 um 160 Beamtin-
nen und Beamte verstärkt, vor
allem in der Wechselschicht, wie
Ministerpräsident und Innenmi-
nister ankündigten.

Bayern prüft, ob ein Versor-
gungsfonds für Beamtinnen
und Beamte eingerichtet wird.

Im Saarland würden Referen-
darinnen und Referendare zuneh-
mend im Unterricht eingesetzt,
um Lehrerstellen einzusparen,
kritisiert die GEW.

Brandenburgs Innenminister
Jörg Schönbohm (CDU) hat eine
intensivere Fortbildung der
Verwaltungsbeschäftigten ange-
mahnt, um die Modernisierung
trotz Personalabbaus bewältigen
zu können.

Das Personal der Berliner
Bürgerämter müsse aufgestockt
werden, fordert ver.di. Nur so
könnten der Service für die
BürgerInnen ohne Wartezeit
erbracht und längere Öffnungs-
zeiten realisiert werden.

www.die-beamtenversorgung.de

Beamtenversorgung von A bis Z
www.einkaufsvorteile.de
Schnäppchen und Vorteile
www.die-beihilfe.de
Rund um die Beihilfe

Ihre Internetadresse fehlt?
Für nur 25 Euro erreichen Sie
mehr als 30.000 LeserInnen:
Tel. 0180 / 583-5226

Bergdirektor
Andreas Sikorski
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Zu viel gearbeitet
Brandenburgs Beamtinnen und

Beamte haben zwar zu viele Stunden
gearbeitet, bekommen aber vermut-
lich keinen Ausgleich dafür. Wie das
Potsdamer Verwaltungsgericht jetzt
in einer Musterklage der GdP ent-
schied, galt für sie nach Auslaufen
der Übergangsvorschriften des Eini-
gungsvertrages von Oktober 1992
bis März 1999 die Arbeitszeitverord-
nung des Bundes. Diese legte eine
38,5-Stunden-Woche fest. Demnach
arbeiteten die Brandenburger Beam-
tinnen und Beamten monatlich sechs
Stunden zu viel. Ein Freizeitausgleich
von einer Stunde je Monat wäre laut
Gericht von da an möglich gewesen,
als den Betroffenen das Problem be-
wusst war, also ein Antrag gestellt
wurde. Die Anträge zur Festlegung
der Wochenarbeitszeit und Vergü-
tung der eventuell zu viel erbrachten
Arbeit wurden der GdP zufolge über-
wiegend ab Januar 2001 gestellt.
Da galt jedoch bereits die landes-
rechtliche Bestimmung zur Arbeits-
zeit. Das Verwaltungsgericht folgte
einem Urteil des Bundesverwaltungs-
gerichts zur Klage eines Bundesbe-
amten.

Privatisierungs-Analyse
Eine Analyse zur Liberalisierung

und Privatisierung öffentlicher Dienst-
leistungen liefert ein neuer Band
aus der Edition der Hans-Böckler-
Stiftung. Die Autorin Inge Lippert
beleuchtet den Umbruch und die
Resultate der Dienstleistungspolitik
der Europäischen Union (EU) an Bei-
spielen wie Bahn, Post und Telekom-
munikation. Das Buch „Öffentliche
Dienstleistungen unter EU-Einfluss“
stellt die ökonomischen und sozialen
Folgen der Liberalisierung und Regu-
lierung des öffentlichen Dienstleis-
tungssektors dar und leitet daraus
Schlüsse für die zukünftige Entwick-
lung ab. Lippert verfolgt die

Entwicklung der vergangenen 25
Jahre in Großbritannien, Schweden
und Deutschland.

Inge Lippert: „Öffentliche Dienst-
leistungen unter EU-Einfluss,
Liberalisierung – Privatisierung –
Restrukturierung – Regulierung“,
Berlin 2005, ISBN 3-89404-746-1.

Neuer Rechtsratgeber
Ein neues Handbuch erläutert die

Rechtsgrundlagen für die Beschäfti-
gung von Beamtinnen und Beamten
bei Post, Telekom und Postbank.
Das von ver.di herausgegebene
Werk „Postpersonalrechtsgesetz –
Kommentar für die praktische An-
wendung“ gibt Auskunft über Be-
soldungsrecht, dienstrechtliche Zu-
ständigkeiten und Bestimmungen zu
Versorgung und Beihilfe. Die Verfas-
ser Dirk Lenders, Ewald Wehner und
Klaus Weber erklären alle gesetzli-
chen Neuerungen, zum Beispiel die
Zuweisung zu Tochter- und Beteili-
gungsgesellschaften. Sie informieren
auch über die betriebliche Inter-
essenvertretung.

Das Buch kann für 25,80 Euro
bestellt werden bei: IVB Direkt-
marketing, Ruhweg 21, 67307
Göllheim, Fax: 06351/125283,
verdi@ivb-gmbh.de.

Gesetze online
Alle Gesetze und Rechtsverord-

nungen des Bundes sind jetzt im
Internet abrufbar. Auf einer neuen
Webseite stellt das Bundesjustiz-
ministerium zusammen mit der Juris
GmbH rund 5.000 Unterlagen in der
aktuellen Fassung kostenlos zur Ver-
fügung. Das Projekt ist Bestandteil
der Initiative BundOnline 2005. Das
Projekt der Bundesregierung hat zur
Aufgabe, Dienstleistungen der Bun-
desverwaltung im Internet anzubie-
ten.

www.gesetze-im-internet.de

Buchtipps

Urteil

Webtipp

Info_12_4.qxd  05.12.2005  18:38 Uhr  Seite 7

Prinect Printready ColorCarver
Page is color controlled with Prinect Printready ColorCarver 2.0.36Copyright 2004 Heidelberger Druckmaschinen AGTo view actual document colors and color spaces, pleasedownload free Prinect Color Editor (Viewer) Plug-In from:http://www.heidelberg.comApplied Color Management Settings:Output Intent (Press Profile): ISOcoated.iccRGB Image:Profile: ECI_RGB.icmRendering Intent: PerceptualBlack Point Compensation: noRGB Graphic:Profile: ECI_RGB.icmRendering Intent: SaturationBlack Point Compensation: noDevice Independent Image:Rendering Intent: PerceptualBlack Point Compensation: noDevice Independent Graphic:Rendering Intent: SaturationBlack Point Compensation: noTurn R=G=B (Tolerance 0.5%) Graphic into Gray: yesCMM for overprinting CMYK graphic: noGray Image: Apply CMYK Profile: noGray Graphic: Apply CMYK Profile: noTreat Calibrated RGB as Device RGB: yesTreat Calibrated Gray as Device Gray: yesRemove embedded non-CMYK Profiles: yesRemove embedded CMYK Profiles: yesApplied Miscellaneous Settings:All Colors to knockout: noPure black to overprint: yes  Limit: 95%Turn Overprint CMYK White to Knockout: yesTurn Overprinting Device Gray to K: yesEnable Overprint in Device CMYK: yesCreate "All" from 4x100% CMYK: noDelete "All" Colors: noConvert "All" to K: no



aufgerufen. Sie erklären in einer
Stellungnahme, dass mit dem Ent-
wurf zur Änderung der Sonderzah-
lung bei Beamtinnen und Beamten
die Tarifverträge im öffentlichen
Dienst unterlaufen werden sollen.
Durch die Kürzungen bei Beamtinnen
und Beamten würden Einschnitte
bei Tarifbeschäftigten vorbereitet.

Gesetzentwurf und Stellung-
nahme stehen im Internet unter
www.dgb-saar.de 

Schonzeit für Eltern
Beruf und Familie sollen in Sach-

sen-Anhalts Polizei besser vereinbart
werden können. Der Polizeihaupt-
personalrat will dazu eine Dienst-
vereinbarung mit dem Innenministe-
rium abschließen. Das hat das Gre-
mium auf Initiative der GdP-Vertre-
terInnen beschlossen. Der Polizei-
hauptpersonalrat möchte, dass Mit-
arbeiterInnen mit Kleinkindern be-
sonders geschützt und „von dienst-
zeitlichen Härtefällen verschont“
werden. Durch die Vereinbarung
sollen Methoden gefunden werden,
um für die Dienststelle und die Be-
schäftigten Sicherheit und Planbar-
keit bei der Dienst- oder Arbeitszeit
zu erreichen und alle Betroffenen
gleich behandeln zu können.

| | 8 |   

* monatliche Zahlungsweise

Quelle: Eigene Berechnungen, alle Beispiele Stufe 6 (32 Jahre), unverheiratet, keine Kinder

Das Weihnachtsgeld für Beamtinnen und Beamte hat sich in Bund und Ländern deutlich auseinanderentwickelt. In Brandenburg werden
einheitliche Festbeträge gezahlt, in Nordrhein-Westfalen unterscheiden sich die Bemessungssätze nach Besoldungsgruppen am stärksten.
Bayern zahlt durchschnittlich am meisten, der Bund liegt im Mittelfeld. Baden-Württemberg zahlt den Betrag über zwölf Monate verteilt
aus. Eine vollständige Übersicht mit weiteren Erläuterungen kann unter www.beamten-informationen.de heruntergeladen werden.

Lehrerbedarf unerfüllt
Eine „dramatische Verschlechte-

rung“ der Lehrerversorgung befürch-
tet die GEW. Nach ihren Angaben ist
in den vergangenen Jahren ein Ein-
stellungsrückstand von 15.000 Leh-
rerInnen entstanden. Die Kultusminis-
terien blieben bei den Einstellungen
seit Jahren hinter ihren Bedarfsprog-
nosen zurück, kritisierte der GEW-
Vorsitzende Ulrich Thöne. In diesem
Jahr seien etwa 4.600 Lehrkräfte
weniger eingestellt worden als der
von der Kultusministerkonferenz
berechnete Bedarf auswies. Nach
Schätzungen der GEW suchen bun-
desweit 20.000 LehrerInnen eine
Einstellung. Die GEW appellierte an
die Kultusbehörden, die sinkende
Schülerzahl und die verkürzte Schul-
zeit bis zum Abitur nicht für einen
weiteren Abbau der Lehrerzahlen zu
nutzen. Sie befürchtet, dass parallel
zur zurückgehenden Schülerzahl
110.000 Stellen abgebaut werden.

Prognosen zufolge sinkt die Zahl der
SchülerInnen bis 2015 von derzeit
12,5 auf 10,8 Millionen.

Pensionsalter ansagen  
Niedersachsens Regierungsfrak-

tionen CDU und FDP haben in ihren
Haushaltsberatungen für 2006 unter
anderem Beschlüsse zur verlänger-
ten Lebensarbeitszeit bei der Polizei
gefasst. Vorgesehen ist nach GdP-
Informationen, dass ab 2009 Poli-
zistinnen und Polizisten nach einer
Gesamtzeit von 25 Jahren im Wech-
selschichtdienst oder 30 Jahren im
Kriminalermittlungsdienst mit 61
Jahren in den Ruhestand gehen
können. Dies müssen sie allerdings
vier Jahre vorher anzeigen. Die GdP
sieht hier einen positiven Ansatz. Die
Landesregierung hatte zuvor be-
schlossen, die Lebensarbeitszeit der
Polizeibeamtinnen und -beamten ab
2009 von 60 auf 62 Jahre heraufzu-
setzen. Als positiv wertet die GdP

auch den Haushaltsbeschluss zur vor-
gezogenen Einstellung von 42 Poli-
zeianwärterInnen. Insgesamt seien
die Ergebnisse jedoch enttäuschend.

Weniger Geld
Die saarländischen Beamtinnen,

Beamten und Ruhegehaltsempfän-
gerInnen sollen ab 2006 weniger
Weihnachtsgeld erhalten. Finanz-
minister Peter Jacoby (CDU) kündig-
te Einsparungen von insgesamt 80
Millionen Euro an, das Saarland
könne sich keine besseren Standards
leisten als andere Bundesländer. Bis
zur Besoldungsgruppe A 10 sollen
1.000 Euro gezahlt werden, für
Pensionärinnen und Pensionären
500 Euro. In höheren Besoldungs-
gruppen sind 800 Euro Weihnachts-
geld vorgesehen, für Ruheständler-
Innen 400 Euro. Pro Kind sollen 200
Euro gezahlt werden. Die Gewerk-
schaften haben für den 13. Dezember
zum Protest gegen die Einschnitte
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Sachsen-Anhalt

Unterschiede beim Weihnachtsgeld im Bund und in den Ländern

Zahlen . Daten . Fakten

1.000

1.500

2.000

2.500

Besoldungsgruppe

Betrag (Euro)

1.201
1.299

1.518

2.026

1.173
1.278

1.618

2.160

1.284

1.441

1.771

2.195

1.090 1.090 1.090 1.090

1.546

1.317
1.265

1.689

1.025 1.025

1.200

1.500

A 5 A 7 A 10 A 13
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Die Redaktion des DGB-
Beamten-Infos wünscht allen
Leserinnen und Lesern ein frohes
Weihnachtsfest und ein gutes
neues Jahr.

Info_12_4.qxd  05.12.2005  18:38 Uhr  Seite 8

Prinect Printready ColorCarver
Page is color controlled with Prinect Printready ColorCarver 2.0.36Copyright 2004 Heidelberger Druckmaschinen AGTo view actual document colors and color spaces, pleasedownload free Prinect Color Editor (Viewer) Plug-In from:http://www.heidelberg.comApplied Color Management Settings:Output Intent (Press Profile): ISOcoated.iccRGB Image:Profile: ECI_RGB.icmRendering Intent: PerceptualBlack Point Compensation: noRGB Graphic:Profile: ECI_RGB.icmRendering Intent: SaturationBlack Point Compensation: noDevice Independent Image:Rendering Intent: PerceptualBlack Point Compensation: noDevice Independent Graphic:Rendering Intent: SaturationBlack Point Compensation: noTurn R=G=B (Tolerance 0.5%) Graphic into Gray: yesCMM for overprinting CMYK graphic: noGray Image: Apply CMYK Profile: noGray Graphic: Apply CMYK Profile: noTreat Calibrated RGB as Device RGB: yesTreat Calibrated Gray as Device Gray: yesRemove embedded non-CMYK Profiles: yesRemove embedded CMYK Profiles: yesApplied Miscellaneous Settings:All Colors to knockout: noPure black to overprint: yes  Limit: 95%Turn Overprint CMYK White to Knockout: yesTurn Overprinting Device Gray to K: yesEnable Overprint in Device CMYK: yesCreate "All" from 4x100% CMYK: noDelete "All" Colors: noConvert "All" to K: no


